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soldungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) 
erfolgten Bekanntmachung vom 24. August 2017 (GVBl. S. 439) 
ergebenden Beträgen, erhöht. Die so erhöhten Anwärtergrundbeträ-
ge werden um weitere 1,1 Prozentpunkte erhöht.

(3) Um 3,44 Prozent werden ab 1. April 2019 der Auslandszu-
schlag und der Auslandskinderzuschlag erhöht.

§ 3 
Anpassung der Besoldung für das Jahr 2020

(1) Ab dem 1. Februar 2020 werden die in § 2 Absatz 1 aufgeführ-
ten Dienst- und sonstigen Bezüge mit den sich ab dem 1. April 2019 
ergebenden Beträgen um 4,3 Prozent erhöht.

(2) Ab dem 1. Februar 2020 werden die in § 2 Absatz 2 aufgeführ-
ten Anwärtergrundbeträge mit den sich ab dem 1. April 2019 erge-
benden Beträgen um 50,00 Euro erhöht. Die so erhöhten Anwärter-
grundbeträge werden um weitere 1,1 Prozentpunkte erhöht.

(3) Ab dem 1. Februar 2020 werden der mit § 2 Absatz 3 erhöhte 
Auslandszuschlag und Auslandskinderzuschlag mit den sich ab dem 
1. April 2019 ergebenden Beträgen um 3,44 Prozent erhöht.

§ 4 
Sonstige Regelungen

Die Erhöhungen nach § 2 Absatz 1 und 3 sowie nach § 3 Absatz 1 
und 3 gelten entsprechend für
1. die Grundgehaltssätze in den fortgeltenden Besoldungsordnun-

gen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer,

2. die Grundgehaltssätze in den Regelungen über künftig wegfal-
lende Ämter,

3. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse nach den fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

4. die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundge-
halt nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach der Vorbemerkung Nummer 2b der 
Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Fe-
bruar 2002 geltenden Fassung,

5. die Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie 
hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen, soweit deren Teilnahme an re-
gelmäßigen Besoldungsanpassungen auf Grund landesrechtli-
cher Regelungen bestimmt wurde,

6. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädi-
gungen und anderen Bezüge, die nach Artikel 14 § 5 des Re-
formgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) 
geändert worden ist, fortgelten,

7. die besonderen Grundgehaltssätze, die bei Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 1975 als fortgeltendes 
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensätze, Höchstbe-
träge und Mittelbeträge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssätze.

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz zur Anpassung der Besoldung 

und Versorgung für die Jahre 2019 und 2020

§ 1 
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1. Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter des 

Landes Berlin,
2. Beamtinnen und Beamte der landesunmittelbaren Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und
3. Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger mit 

Anspruch auf Versorgungsbezüge, die das Land Berlin oder die 
landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zu tragen haben.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
1. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie die ehrenamtlichen 

Richterinnen und Richter und
2. öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und ihre Verbän-

de.

§ 2 
Anpassung der Besoldung für das Jahr 2019

(1) Um 4,3 Prozent werden ab 1. April 2019 erhöht
1. die Grundgehaltssätze ausgehend von den sich aus der Anla-

ge 15 Nummer 1 bis 4 der auf Grundlage des Artikels 1 § 2 Ab-
satz 9 des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung für das Land Berlin 2017/2018, zur Änderung des 
Sonderzahlungsgesetzes und zur Änderung weiterer besol-
dungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) 
erfolgten Bekanntmachung vom 24. August 2017 (GVBl. 
S. 439) ergebenden Beträgen,

2. die Amtszulagen, die Stellenzulagen sowie die allgemeine Stel-
lenzulage ausgehend von den sich aus den Anlagen 18 und 19 
der Bekanntmachung vom 24. August 2017 sowie den entspre-
chenden, sich aus Artikel 1 Nummer 2 des Vollzugsdienst-Zu-
lagenänderungsgesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 278) erge-
benden Beträgen; soweit die dort genannten Beträge höher sind 
als die sich aus Anlage 18 der Bekanntmachung vom 24. August 
2017 ergebenden entsprechenden Beträge, sind für die Erhö-
hung die sich aus dem Vollzugsdienst-Zulagenänderungsgesetz 
ergebenden entsprechenden Beträge maßgeblich,

3. die Beträge für den Familienzuschlag sowie die Erhöhungsbe-
träge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 ausgehend von den 
sich aus der Anlage 16 der Bekanntmachung vom 24. August 
2017 ergebenden Beträgen.

(2) Die Anwärtergrundbeträge werden ab 1. April 2019 um  
50,00 Euro, ausgehend von den sich aus Anlage 17 der auf Grund-
lage des Artikels 1 § 2 Absatz 9 des Gesetzes zur Anpassung der 
Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2017/2018, zur Än-
derung des Sonderzahlungsgesetzes und zur Änderung weiterer be-

Gesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 

für das Land Berlin 2019/2020 und zur Änderung 
weiterer besoldungsrechtlicher Vorschriften 

(BerlBVAnpG 2019/2020)

Vom 5. September 2019
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„§ 2a 
Teilzeitbeschäftigung

(1) Bei Teilzeitbeschäftigung wird eine in dieser Verordnung 
enthaltene Mindeststundengrenze im gleichen Verhältnis wie die 
Arbeitszeit gekürzt.

(2) Bei Teilzeitbeschäftigung unterliegen die in festen Mo-
natsbeträgen gewährten Erschwerniszulagen der Kürzung nach 
§ 6 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überlei-
tungsfassung für Berlin.“

3. In § 4 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „3,36 Euro“ durch 
die Angabe „3,50 Euro“ ersetzt.

§ 2 
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

von Mehrarbeitsvergütung für Beamte
§ 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergü-

tung für Beamte in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch Artikel 4 § 2 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 wird die Angabe „12,28 Euro“ durch die Angabe 

„12,81 Euro“, die Angabe „14,51 Euro“ durch die Angabe 
„15,13 Euro“, die Angabe „19,89 Euro“ durch die Angabe 
„20,75 Euro“ und die Angabe „27,42 Euro“ durch die Angabe 
„28,60 Euro“ ersetzt.

2. In Absatz 3 wird die Angabe „18,55 Euro“ durch die Angabe 
„19,35 Euro“, die Angabe „22,93 Euro“ durch die Angabe 
„23,92 Euro“, die Angabe „27,24 Euro“ durch die Angabe 
„28,41 Euro“ und die Angabe „31,82 Euro“ jeweils durch die 
Angabe „33,19 Euro“ ersetzt.

Artikel 3 
Weitere Änderungen weiterer 

besoldungsrechtlicher Vorschriften

§ 1 
Änderung der Verordnung über die 

Gewährung von Erschwerniszulagen
In § 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die Gewährung 

von Erschwerniszulagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), die zuletzt durch Artikel 2 § 1 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe „3,50 Euro“ 
durch die Angabe „3,65 Euro“ ersetzt.

§ 2 
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

von Mehrarbeitsvergütung für Beamte
§ 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergü-

tung für Beamte in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. De-
zember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch Artikel 2 § 2 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 wird die Angabe „12,81 Euro“ durch die Angabe 

„13,36 Euro“, die Angabe „15,13 Euro“ durch die Angabe 
„15,78 Euro“, die Angabe „20,75 Euro“ durch die Angabe 
„21,64 Euro“ und die Angabe „28,60 Euro“ durch die Angabe 
„29,83 Euro“ ersetzt.

2. In Absatz 3 wird die Angabe „19,35 Euro“ durch die Angabe 
„20,18 Euro“, die Angabe „23,92 Euro“ durch die Angabe 
„24,95 Euro“, die Angabe „28,41 Euro“ durch die Angabe 
„29,63 Euro“ und die Angabe „33,19 Euro“ jeweils durch die 
Angabe „34,62 Euro“ ersetzt.

Artikel 4 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
§ 74 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung 

für Berlin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 

§ 5 
Bekanntmachung der Beträge

Die für Besoldungsrecht zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, die Beträge der nach den §§ 2 bis 4 erhöhten Bezüge im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu machen.

§ 6 
Anpassung der Versorgungsbezüge

(1) Bei den am 1. August 2011 vorhandenen Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfängern gelten die Erhöhungen nach 
den §§ 2, 3 und 4 entsprechend für die in Artikel 2 § 2 Absatz 1 bis 5 
des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 1995 
vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1942), das zuletzt durch Arti-
kel 29 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (BGBl. I S. 1594) geändert 
worden ist, und für die in Artikel 14 § 1 des Reformgesetzes ge-
nannten Bezügebestandteile sowie für die in § 14 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 und § 84 Absatz 1 Nummer 4, 5 und 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der jeweils am 31. August 2006 geltenden Fassung 
aufgeführten Stellenzulagen und Bezüge.

(2) Für nicht von Absatz 1 erfasste Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger gelten die Erhöhungen nach den §§ 2, 3 
und 4 entsprechend für die in den §§ 2, 3 und 4 genannten Bezüge-
bestandteile, soweit sie der Berechnung ihrer Versorgungsbezüge 
zugrunde liegen.

(3) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach 
dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, werden ab dem 1. April 2019 um 
4,2 Prozent und ab dem 1. Februar 2020 um 4,2 Prozent erhöht, 
wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten ist. Dies 
gilt entsprechend für
1. Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen von vor dem 1. Juli 

1997 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern,

2. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind, und
3. den Betrag nach Artikel 13 § 2 Absatz 4 des Fünften Gesetzes 

zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 
1990 (BGBl. I S. 967).

(4) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
gern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt 
ab 1. April 2019 um 62,03 Euro und ab 1. Februar 2020 um 64,70 
Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzula-
ge nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der 
Bundesbesoldungsordnung A und B bei Eintritt in den Ruhestand 
nicht zugrunde gelegen hat.

(5) Für die Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften gel-
ten die Anpassungen nach den Absätzen 1 bis 3 sowie den §§ 2, 3 
und 4 als Anpassung im Sinne des § 70 Absatz 1 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. November 2018 (GVBl. 
S. 620) geändert worden ist.

Artikel 2 
Änderungen weiterer besoldungs- 

rechtlicher Vorschriften

§ 1 
Änderung der Verordnung über die 

Gewährung von Erschwerniszulagen
Die Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 
S. 3497), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 2019 
(GVBl. S. 278) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 2 die Angabe 

„§ 2a Teilzeitbeschäftigung“ eingefügt.
2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:
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2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. September 2019 (GVBl. S. 550) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„§ 74 
Zuschuss zu den Kosten für ein Firmenticket 

des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg, Ausnahme 
von der Anrechnung als Sachbezug

(1) Zu den für ein Firmenticket des Verkehrsverbundes Ber-
lin-Brandenburg entstehenden Kosten kann ein Zuschuss in Höhe 
von 15,00 Euro monatlich gewährt werden, soweit die Geltungs-
dauer des Firmentickets innerhalb des Zeitraumes zwischen dem  
1. September 2019 und dem 31. Oktober 2020 liegt. Das Nähere 
über die Gewährung des Zuschusses regelt die für das Besoldungs-
recht zuständige Senatsverwaltung durch Verwaltungsvorschriften.

(2) Auf Firmentickets im Sinne des Absatzes 1 findet § 10 keine 
Anwendung.“

Artikel 5 
Generalklausel

Wird in anderen Rechtsnormen auf durch dieses Gesetz geänderte 
oder ersetzte Vorschriften oder Anlagen Bezug genommen, erfasst 
die Bezugnahme nunmehr die entsprechenden, nach diesem Gesetz 
geltenden Vorschriften oder Anlagen.

Artikel 6 
Evaluierungsklausel

Zur Sicherstellung des Ziels, den Besoldungsdurchschnitt der 
übrigen Bundesländer bis zum Jahr 2021 zu erreichen, erfolgt die 
Erstellung des Gesetzentwurfs zur Anpassung der Besoldung und 

Versorgung für das Land Berlin für das Jahr 2021 auf Grundlage 
einer Evaluierung der bis dahin erfolgten besoldungserhöhenden 
Maßnahmen der übrigen Bundesländer. Zum Ausgleich unterschied-
licher Abstände, insbesondere in unteren Besoldungsgruppen, wer-
den zum Jahr 2021 unter Berücksichtigung verfassungsrechtlicher 
Vorgaben zur amtsangemessenen Alimentation gegebenenfalls wei-
tere Maßnahmen zur Feinsteuerung, wie beispielsweise Erhöhungen 
des auf berücksichtigungsfähige Kinder bezogenen Familienzu-
schlags und des auf berücksichtigungsfähige Kinder bezogenen Be-
messungssatzes der Beihilfe geprüft.

Artikel 7 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 mit Wir-
kung vom 1. April 2019 in Kraft.

(2) Artikel 2 § 1 Nummer 1 und 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2018 in Kraft.

(3) Artikel 3 tritt am 1. Februar 2020 in Kraft.
(4) Artikel 4 tritt mit Wirkung vom 1. September 2019 in Kraft.

Berlin, den 5. September 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r


